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Pressemitteilung:

Harald Friese MdB schreibt an Kassenärztliche Vereinigung:

„Vertragsärzte stehen in der Pflicht – Medizinisch notwendige Heilmittel müssen verordnet werden“

Massive Vorwürfe gegen die Kassenärztliche Vereinigung (KV) Nord-Württemberg und ihre „teilweise irreführenden Gesetzesauslegungen“ wurden bei einem Tischgespräch der Regionalgruppe Heilbronn der Krankengymnasten / Physiotherapeuten mit dem SPD-Bundestagsabgeordneten Harald Friese (Heilbronn) laut. Im Mittelpunkt des Gesprächs stand die Situation dieser Berufsgruppe nach der Verabschiedung des Solidaritätsstärkungsgesetzes der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Als Ergebnis des Meinungsaustausches hat der Abgeordnete jetzt den Vorsitzenden der KV Nord-Württemberg, Dr. Werner Baumgärtner, angeschrieben und diesen darauf hingewiesen, daß eine Beschränkung der Heilmittelversorgung auf eine sogenannte „Notfallversorgung“ nicht zulässig sei.

Mit vielen Beispielen aus der täglichen Praxis hätte die Regionalgruppe belegen können, daß die Verordnung von Heilmitteln im ersten Quartal dieses Jahres quantitativ deutlich zurückgegangen sei, berichtet der Abgeordnete. In der Kritik der Physiotherapeuten und Krankengymnasten stünde jedoch nicht das GKV-Solidaritätsstärkungsgesetz an sich, sondern das Verhalten vieler Ärzte in der Region Heilbronn. Aus den Schilderungen der Gesprächsteilnehmer habe er aber den Eindruck gewinnen müssen, schildert Harald Friese, „daß viele Ärzte ihre Vorgehensweise mit den Auswirkungen eben dieses Gesetzes begründen“. Danach seien die Budgets gekürzt worden, weshalb für die Verordnung von physiotherapeutischen Heilmitteln kein Geld mehr vorhanden sei. Die entsprechenden Konsequenzen hätten die Patienten zu tragen, auch oder insbesondere, „weil sie ja die rot-grüne Bundesregierung an die Macht gewählt haben“, zitiert Harald Friese wörtlich eine betroffene Patientin.

„Wir beide wissen“, appelliert der Abgeordnete an den KV-Vorsitzenden, „daß die ersten beiden Aussagen nicht richtig sind: die Budgets wurden nicht gekürzt, das Geld ist vorhanden“. Schlimm wäre es nach Harald Frieses Auffassung,
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wenn die dritte Aussage zutreffen und eine ausreichende, qualitativ und quantitativ angemessene medizinische Versorgung vom Wahlverhalten der Patienten abhängig gemacht würde.

Als Vorsitzender der KV Nordwürttemberg müßte Herr Dr. Baumgärtner wissen, ergänzt Harald Friese, „daß mit dem von der alten Bundesregierung beschlossenen 2. GKV-Neuordnungsgesetz die Kassenärztlichen Vereinigungen und die Verbände der Krankenkassen auf Landesebene verpflichtet wurden, zur Ablösung der Arznei- und Heilmittel-budgets arztgruppenspezifische Richtgrößen zu vereinbaren“. Durch das GKV-Solidaritätsstärkungsgesetz erhielten die Richtgrößen wieder ihre Funktion eines flankierenden Steuerungsinstruments zu den Arznei-, Verband- und Heilmittelbudgets.

Die Überschreitung einer vereinbarten Richtgröße respektive eines der Budgets bedeute jedoch nicht, daß der verordnen-de Arzt im Einzelfall medizinisch notwendige Verordnungen zurückhalten könne. „Im Gegenteil“, betont der Abgeordnete, „die Vertragsärzte sind verpflichtet, alle medizinisch notwendigen Heilmittel zu verordnen, und die Versicherten haben unverändert Anspruch auf die Versorgung mit medizinisch erforderlichen Heilmitteln“. Es sei auch nicht verantwortbar, wenn Ärzte ihren Patienten mit Hinweis auf ein erschöpftes Budget Verordnungen verweigerten.

Dem Vorsitzenden der Kassenärztlichen Vereinigung Nordwürttemberg wäre Harald Friese sehr dankbar, wenn dieser bei der Ärzteschaft darauf hinwirken könnte, daß die oben genannten Grundsätze auch eingehalten werden. „Die Patientinnen und Patienten“, schließt Harald Friese sein Schreiben, „werden es Ihnen danken“.

